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Beſterreichs Spartaſſen. 


Den Beſuchern der Weltausſtellung iſt der Pavillon des öſter⸗ 
reichiſchen Sparweſens hoffentlich nicht entgangen, welcher der erſten 
‚öfterreichifchen Sparcaſſe in Wien feine Entſtehung verdankt, und in 
einer Reihe von ſtatiſtiſchen Tabellen und graphiſchen Darſtellungen 


ein Bild des öſterreichiſchen Sparweſens zur Anſchauung bringen 


will. Aus der Feder Heinrich Ehrenbergers, des Statiſtikers, welcher 
alle Tableaur entworfen, iſt auch eine Schrift über „Oeſterreichs 
Sparcaſſen“ hervorgegangen, theils nach directen Erhebungen, theils 
nach Mittheilungen der k. k. ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion. Die Wich⸗ 
tigkeit des Gegenſtandes für die öffentliche Verwaltung rechtfertigt 
es wohl, daß wir der Arbeit die wichtigſten Daten entnehmen, und 
ſie in dieſer Zeitſchrift zuſammenſtellen, und zwar um ſo mehr, als 
neueſten Nachrichten zufolge, die Einführung von Poſtſparcaſſen in 
Oeſterreich und damit ein völliger Umſchwung in unſerem Sparweſen 
demnächſt zu gewärtigen iſt. Da dürfte es ſicherlich entſprechend ſein, 
eine kurze Rückſchau zu halten, um die Reſultate der bisherigen, mehr 
als fünfzigjährigen Thätigkeit auf dieſem Gebiete vorher noch feſtzuſtellen. 

Das Jahr 1819 hat die erſte öſterreichiſche Sparcaſſe in Wien 
ins Leben gerufen, 1820 folgte dieſer eine Anſtalt in Laibach, 1822 
in Innsbruck, 1824 in Oberhollabrunn, 1825 in Graz und Prag, 
von da bis 1830 keine, ſo daß man in dieſem Jahre als in Europa 
ſchon 693 Sparcaſſen beſtanden, davon mehr als ein Drittheil in 
Großbrittannien, in Oeſterreich deren nur ſechs zählte. Im nächſten 
Decennium folgen vier (je eine in Kärnten, Küftenland, Dafmatien, 
Tirol), von 1841 — 1850 entſtehen neun (je eine in Nieder⸗ und 


Oberöſterreich, in Steiermark, Küſtenland, Dalmatien, Galizien, dage⸗ 


gen drei in Tirol), von 1850 —1860 einunddreißig (8 in Nie⸗ 
deröſterreich, 5 in Oberöſterreich, je eine in Salzburg, Steiermark und 
Bucowina, drei in Tirol, 13 in Böhmen, 5 in Mähren, 3 in Schle⸗ 
ſien), von 1861 — 1871 endlich einhundert einundfünfzig 
(darunter 64 in den Sudetenländern, 44 in Nieder⸗ und Oberöͤſter⸗ 
reich, 28 in Steiermark). Defterreich beſaß im Jahre 1848, als man 
in Preußen bereits 191 und in England über 600 Sparcaſſen zählte, 
deren noch nicht 19; erſt mit dem Jahre 1852 beginnt eine ununter⸗ 
brochene Entſtehungsreihe und insbeſondere die Perioden von 1859 — 
1863 und von 1867 1871 zeichnen ſich durch Fruchtbarkeit aus. 


Daß die zwei letzten Jahre, 1870 und 1871, gegen 1869 keine Zu⸗ 
nahme, ſondern ſogar eine ſchwache Verringerung aufweiſen, dürfte die 
Folge der in jüngſter Zeit aufſtrebenden Vorſchußcaſſen ſein. 

Im Jahre 1848 entbehrten fünf Länder, Oberöſterreich und 
Salzburg, die Bucowina, und auffälliger Weiſe auch Mähren und 
Schleſien das Sparcaſſeinſtitut noch vollſtändig, heute iſt es in allen 
Ländern bekannt, jedoch in ſehr ungleichem Maße. In Niederöſterreich 
kommt auf etwa 9 Quadratmeilen eine Spareaſſe, in Oberöſterreich 
auf 11, in Steiermark auf 13, in den Sudetenländern auf 17, in 
Tirol auf 44, in Kärnten auf 63, im Küſtenlande auf 73, in Salz⸗ 
burg, Dalmatien, Galizien. Krain und Bucowina auf 130 — 190. 
Es ſtehen demnach einzelne Länder, was die Schaffung der Spargele⸗ 
genheit betrifft, noch auf einer unendlich tiefen Stufe und die auto⸗ 
nomen Organe derſelben vor allen hätten ein naheliegendes, dankbares 
Feld der Thätigkeit. Die Städte mit eigenem Statut ſind zwar, außer 
Rovigno, durchwegs mit Sparcaſſen verſehen, von den 825 politiſchen 
Bezirken entbehren aber noch 204 dieſer wirthſchaftlich hochwichtigen 
Einrichtung gänzlich und nur 39 haben mehr als eine Sparcaſſe. In 
Niederöſterreich, wo das Netz am dichteſten geflochten ft, finden wir 
vier Bezirke, welche ſich zu der Zahl von 4 —5 Sparcaſſen erſchwin⸗ 
gen, ſonſt, wie geſagt regelmäßig hoͤchſtens eine an dem Sitze der 
Bezirkshauptmannſchaft oder eines Bezirksgerichtes. Die Mehrzahl 
dieſer Anſtalten wurde von den Gemeinden, mitunter von einer Ver⸗ 
einigung von Gemeinden ins Leben gerufen, wenige von den Bezirks⸗ 
vertretungen und nur eine ſehr geringe Anzahl, insbeſondere ältere 
Sparcaſſen, von Vereinen. 

Angeſichts dieſer völlig ungenügenden Zahl von Sparinſtituten 
iſt das Reſultat ihrer Arbeit an Sammlung von Capitalien ein ſehr 
anſehnliches. Die ſechs älteſten Sparcaſſen hatten es im Jahre 1830 
bereits auf über 10 7 Millionen an Einlagscapitalien gebracht, und 
wenn dieſe bis zum Schluße 1831 in Folge der politiſchen Erſchüt⸗ 
terungen auch bis unter 9 Millionen ſanken, ſo war doch eben die 
Bewährung des Inſtituts in den kritiſchen Zeiten maßgebend für die 
ſpätere Entwicklung. Jedes Jahr brachte nun eine Vermehrung der 
Einlagscapitalien, ſchon 1832 hatten fie die frühere Höhe überholt 
und waren auf nahezu 11:5 Millionen geftiegen, und mit Schluß des 
Jahres 1840 erreichte das Intereſſentenguthaben ſämmtlicher neun 
Spareaſſen den geradezu enormen Stand von über 35 Millionen. 
Die Handelskriſis von 1841 bewirkte nur mehr einen kleinen Rück⸗ 
gang (von etwa 200.000 fl.), von den nächſten Jahren brachte jedes 
einen Zuwachs von durchſchnittlich 5 Millionen, fo daß mit Ende 
1847 die Einlagen ſämmtlicher ſiebzehn Spareaſſen über 64 Millio⸗ 
nen betrugen. Die Ereigniſſe des Jabres 1848 hatten ein Sinken der 
Einlagen um über 14 Milltonen zur Folge, es war der ſchwerſte 
Sturm, welchen die öſterreichiſchen Sparcaſſen zu beſtehen hatten. 
Vorzugsweiſe in den erſten Monaten nach der Pariſer Februarrevolu⸗ 
tion war das Begehren nach Rückzahlung ein drängendes, es nahm 
an Intenſität ab, als die Nationalbank die Einlöſung ihrer Noten 
eingeſtellt hatte, und ſchließlich gelang es, aus dieſer Kriſe ohne Scha 
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digung, ja ſelbſt ohne Stockung in der Befriedigung der Parteien 
hervorzugehen, im Gegenſatze zu den Erſcheinungen an anderen Orten, 
z. B. Paris. Die Einſchränkung des Wechſelescomptes, die Siſtirung 
neuer Darleihen auf Realhypotheken, die Füſſigmachung der im Vor⸗ 
ſchußgeſchäfte angelegten Fonds hatten genügt, um den Anprall aus⸗ 
zuhalten. In den Jahren 1849 und 1850 war indeß der Stand von 
1847 noch immer nicht erreicht, erſt 1853 ſteigen wir auf 81 Milli⸗ 
onen, aber auch nur, um 1854 und 1855 in Folge der Betheiligung 
der Bevölkerung an dem Nationalanlehen auf 73 Millionen zu ſin⸗ 
ken. Von 1856 angefangen iſt ein ſtetiges Anwachſen der Einlagen 
zu verzeichnen, 1860 wurde die Summe von 100 Millionen über⸗ 
ſchritten und das Jahr 1864 ſchließt mit über 114. Das Jahr 1865 
zeigt einen kleinen Rückgang, veranlaßt durch Mißwachs und Preis⸗ 
ſteigerung, die unglücklichen Ereigniſſe von 1866 hingegen kommen in 
den Sparcaſſen nicht zum Ausdrucke, die Einlagen ſteigen vielmehr 
auf 130 Millionen, denn, um unſeren Gewährsmann ſprechen zu 
laſſen, in dieſer Zeit beginnt zugleich die Periode des wirthſchaftlichen 
Aufſchwungs, in der wir uns noch befinden ſollen. Da müſſen wir 
uns nun wohl einige Bedenken geltend zu machen erlauben und zu⸗ 
vörderſt bitten, die Bewegung der Sparcaſſe⸗Einlagen im Jahre 1866 
nach Monaten zu zergliedern, ſodann den Stand der Notencirculation 
von 1865 und 1866 in Erwägung zu ziehen und mit den Spar⸗ 
caſſe⸗Einlagen in Parallele zu bringen. Eine genaue Unterſuchung 
dürfte vielleicht zeigen, daß das Schlußergebniß von 1866 bei weitem 
nicht für das ganze Jahr maßgebend iſt, daß die Zuſtände von 1865 
ſich zuerſt geraume Zeit fortſetzen und durch die Kriegsgefahr noch 
einige Steigerung erfahren, bis die Staatsnotenemiſſion der Geldklemme, 
die 1865 ſchon beſonders fühlbar iſt, ein Ende bereitet. Deßhalb das 
rapide Anſchwellen zum Schluſſe von 1866 und mit Hilfe anderer 
Factoren von da an bis 1871, denn, während in den erſten Sechziger 
Jahren der durchſchnittliche Zuwachs nicht viel über 1 pCt. betragen, 
beläuft er ſich nun auf 15— 26 pCt. und bringt 1871 den geſamm⸗ 
ten Einlagenſtand auf eine Höhe von über 341 Millionen. 

Vergleichen wir dieſe Summen mit jenen anderer Länder, ſo 
ſtellt fich das überraſchende Reſultat heraus, daß Oeſterreich, an Zahl 
der Sparcaſſen hinter den meiſten Ländern zurückſtehend, mit der ab- 
ſoluten Ziffer ſeiner Einlagen alle Länder mit Ausnahme Englands 
übertrifft, daß die auf jeden Kopf der Bevölkerung entfallende Quote 
jene Englands nahezu erreicht, und nur von der Schweiz, Norwegen 
und Dänemark übertroffen wird. Dieſes Reſultat erſcheint auf den 
erſten Anblick um ſo erfreulicher, da die Einlage in Sparcaſſen bei 
der unglücklichen räumlichen Vertheilung derſelben in Oeſterreich mit 
großen Opfern an Zeit und Geld verbunden iſt, da ſomit die gegrün⸗ 
dete Hoffnung beſteht, durch eine Verdichtung des Sparcaſſennetzes 
noch unvergleichlich bedeutendere Ergebniſſe zu erzielen. Ob aber das 
eigentliche Ziel des Sparcaſſeinſtituts damit auch ſchon als erreicht 
gelten könne, das werden wir erſt aus einer weiteren Unterſuchung 
entnehmen. 

Von dem geſammten Intereſſentenguthaben, welches wir eben 
feſtgeſtellt haben, entfällt nahezu ein Drittheil auf Böhmen, etwas 
weniger auf Niederöſterreich, auf alle anderen Länder zuſammen nicht 


ganz 37 pCt. Steiermark nimmt von letzteren 12 in Anſpruch, Ober: |. 


öſterreich mit Salzburg gegen 9, Mähren und Schleſien hingegen 
überraſchender Weiſe nur etwas über 5, nicht viel mehr als Kärnten, 
Krain und das Küſtenland zuſammen, ein Territorium mit einer nur 
halb jo großen Bevölkerung. Tirol kommt mit nahezu 3 pCt. noch 
Galizien vor, ſowie die Bucowina mit ihrem ¼ pCt noch ſechsmal 
ſtärker ſich betheiligt als Dalmatien. Und trotz dieſer riefizen Gegen⸗ 
ſätze müſſen wir doch ſagen, daß in den letzten zehn Jahren eine Aus⸗ 
gleichung der Leiſtungen der einzelnen Länder ſtattgefunden hat, denn 
Niederöſterreich, welches 1862 noch nahezu 40 pCt. ſämmtlicher Ein⸗ 
lagen beſaß, hat um 8 pCt. abgenommen, welche insbeſondere Ober⸗ 
öſterreich, Steiermark, Böhmen und Mähren mit je beiläufig 2 pCt. 
zugute gekommen ſind. Im Durchſchnitte entfällt nunmehr auf 20 
Köpfe ein Einleger; während aber in Niederöſterreich jeder 6., in 
Oberöſterreich und Steiermark jeder 8. Bewohner Beſitzer eines Spar⸗ 
caſſebuches iſt, erhalten wir für Salzburg, Tirol, Kärnten 12 — 16, 
Krain 22, Böhmen, Mähren und Schleſien 20, 31, 39, Küſtenland 
81, Galizien 150, Bucowina 295 und Dalmatien ſogar 1523 als 
die entſprechenden Verhältnißzahlen, die rein deutſchen Länder ſtellen 
ſomit unbeſtritten das größte Contingent von Sparenden, es ſind dies 
nur theilweiſe jene Länder, welche zugleich die größte Zahl von Spar⸗ 
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caſſen aufzuweiſen haben. In den beiden Oeſterreich und Steiermark 
ſowie in den Sudetenländern decken ſich beide Verhältniſſe jo ziemlich, 
Tirol und Kärnten aber, welche an Zahl der Sparcaſſen hinter den 
Sudetenländern weit zurückſtehen, gehen ihnen in der Einlageſumme 
rühmlich voraus, und vollends bei Salzburg und Krain, Ländern 
welche mit nur je einer Sparcaſſe verſehen, an hemmender Größe des 
Caſſenbezirkes mit Galizien und der Bucowina wetteifern, kann der 
Spareifer der Bevölkerung nicht genug hervorgehoben werden. Daß 
Dalmatien ſo weit hinter Galizien und der Bucowina zurückſteht, ob⸗ 
wohl es dieſen Ländern an Zahl der Sparcafjen vorgeht, mag in den 
noch unentwickelteren Verkehrs- und Wirthſchaftsverhältniſſen feinen 
Grund haben. Wenn wir das Geſagte in wenigen großen Zügen 
zuſammenfaſſen wollen, ſo ließe es ſich vielleicht dahin ausdrücken, daß 
die vormals deutſchen Bundesländer ziemlich identiſche Verhältniffe 
aufweiſen, Galizien und die Bucowina, dann Dalmatien aber als 
vollſtändig fremdartige Gebiete erſcheinen. 

Der durchſchnittliche Betrag einer Einlage iſt im Laufe von 
vier Jahren um 30 pCt., nämlich von 250 auf 330 Gulden geſtie⸗ 
gen, nur in Salzburg haben wir in den zwei letzten Jahren eine 
ſahr ſtarke, in Galizien und der Bukowina eine ſchwache Abnahme zu 
verzeichnen. Dort mag, wie früher im Küſtenlande, die Concurrenz 
anderer Geldinſtitute größere auf kurze Zeit augelegte Beträge ent⸗ 
zogen haben, hier dürfte die wachſende Theilnahme der minder be- 
mittelten Bevölkerungsſchichten die Urſache ſein. An der Spitze der 
Länder ſtehen diesmals Dalmatien und die Bukowina mit 465 und 460 
Gulden auf das Buch, alſo die Ländern mit ſonſt minimalen Verhältniſſen, in 
denen wir weniger Spareinlagen, als einer unentwickelten Form der 
Anlage größerer Capitalien begegnen, ſodann folgt Böhmen mit je 
428, Nieder⸗Oeſterreich mit 344, Kärnten mit 309, Ober⸗Oeſterreich, 
Mähren und Steiermark mit 289 — 279 und Galizien mit je 
238 fl.). 

Wir wenden uns nun der anderen Seite der Sparcaſſenthätig⸗ 
keit, der Verwerthung der geſammelten Capitalien zu. Leider ſind die 
Erhebungen über die Verwendung des Bermögens erſt vom Jahre 
1870 an veranlaßt worden, ſo daß wir uns mit einer Betrachtung 
der Ziffern der letzten Jahre begnügen müſſen. 

Die öſterreichiſchen Sparcaſſen find vorwiegend Hypothekaran⸗ 
ſtalten, das ift die Thatſache, welche zunächſt in die Augen ſpringt, 
denn gegen 60 pCt. des Verwaltungsvermögens ſind auf Grund und 
Boden dargeliehen. Nur im Küftenland und Dalmatien find die Ver⸗ 
hältniſſe ganz andere, hier haben wir offenbar Creditinſtitute oder die 
italieniſchen Monti di piata vor uns, da im Küſtenland die Hypo⸗ 
thekardarlehen nur 10, in Dalmatien nicht einmal 1 pCt. betragen, 
während die Wechſelforderungen dort 46 pCt., die Vorſchüſſe auf 
Werthpapiere und Pfänder dort 21, hier 86 pCt. ausmachen. In der 
Bucowina und in Kärnten nimmt das Hypothekargeſchäft ſchon 43 
und 48 pCt. ſämmtlicher Anlagen in Anſpruch, in allen anderen 
Ländern mehr als die Hälfte, in Böhmen und Steiermark ſogar über 
60, in Tirol 73, in Mähren 78, in Schleſien 89 pCt. 

Die zweitbedeutendſte Verwendungsform der Gelder iſt im 
Durchſchnitt der Ankauf von Werthpapieren, er abſorbirt nämlich 


). Wir bedauern, daß Ehrenberger hier nicht einer Vergleich mit den Daten 
anderer Länder eingeſchaltet hat, denn gerade in dieſem Punkte müſſen die charakteriſtiſchen 
Eigenſchaften der verſchiedenen Sparcaſſeinſtitute hervortreten; es ſei uns daher ges 
ftattet, aus den uns zugänglichen Quellen hier Einiges beizulügen. Die Mehrzahl die⸗ 
ſer Quellen gehört der Mitte oder dem Ende der Sechziger Jahre an, als Baſis der 
Vergleichung dient uns daher die für Defterreich mit Jahresſchluß 1867 feſtgeſtellte 
Ziffer von 252 fl. auf je einen Einleger. Dieſe Summe iſt der entſprechenden 
Großbriktänniens aus demſelben Jahre (267) nahezu gleich, ſomit, die Preisverhält⸗ 
niſſe in Anſchlag gebracht, relativ weit größer. Frankreich hat es 1869 nicht über 
die Durchſchnittshöhe von 128 ½ fl. gebracht, Preußen ſtand 1865 auf nicht ganz 
146, Baiern einige Jahre jpter auf 91, Sachſen auf 109 und nur Baden auf über 
219 fl. In Italien und der Schweiz finden wir ein Mittel von 208 und 149, in 
Holland und den ſkandlnaulſchen Läudern bewegt ſich dasſelbe zwiſchen 100 — 200 fl 
Wenn demnach von allen europälſchen Ländern mit entwickelten Sparcaſſeweſen 
Großbrittanien ganz allein Oeſterreich bezüglich der Höhe des Durchſchnittsguthabens 
der Intereſſenten übertrifft, jo kann man füglich die bei uns zu Tage kretende Er» 
ſcheinung als eine abnorme bezeichnen. Es erhellt daraus, daß die Bfterreicht- 
ſchen Sparcaſſen, wohl haupiſächlich in Folge der mangelnden localen Zerſtreuung 
nicht ſo fehr die kleinen Erſparniſſe der Menge an ſich ziehen, als zur ſicheren Ver⸗ 
werthung relativ größerer Summen dienen, daß fie noch immer weniger Inſtitute 
zur Bildung als zur Anlage von Capitalien ſind; gewiß ein noch unentwickelter, der 
Aenderung ſehr bedürftiger Zuſtand, aus dem ſich die früher conſtatirte Größe der 
abſoluten Einlagsſumme und der auf den Kopf der Bevölkerung entfallenden Quote 
ſehr wohl erklärt. 
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16 ½ pCt., die größtentheils in Grundentlaſtungsobligationen, Staats⸗ 
rente, Pfandbriefen, Eiſenbahnaetien und Prioritäten angelegt find. 
Merkwürdig ſtark iſt dieſe Anlage zumal in Oberöſterreich und Krain, 
wo ſie 34 pCt. erreicht, Steiermark und Kärnten ſtehen ebenfalls 
über dem Durchſchnitt, Galizien, Böhmen, Niederöſterreich nahe unter 
demſelben, Tirol, Mähren und Schleſten kennen dieſe Verwerthungs⸗ 
art ſehr wenig, das Küſtenland, die Bucowina und Dalmatien faſt 
gar nicht. Aehnliche Schwankungen zeigen ſich in den übrigen belang⸗ 
reichen Rubriken, den Saldoguthaben aus zeitlichen Anlagen, den Vor⸗ 
ſchüſſen auf Werthpapiere und Pfänder, dem Wechſelescompte, in ihnen 
markiren ſich bet dem faſt einzigen Vorwalten des Hypothekengeſchäftes 
die localen Verſchiedenheiten. Die zeitlichen Anlagen verſchlingen nur 
in Niederöſterreich. dem Küſtenland und Böhmen größere Summen, 
nämlich 19, 18, 10 pCt., alle anderen Länder ſtehen größtentheils 
ſehr weit unter dem Durchſchnitt von 10 pCt. Was die Vorſchüſſe 
auf Werthpapiere und Effeeten in Dalmatien und dem Küſtenlande 
bedeuten, haben wir ſchon geſehen, außerdem haben wir noch in Salz⸗ 
burg und in der Bucowina eine bezügliche Ziffer von 11, in Gali⸗ 
zien von 10, Tirol von 9, Krain von 7 pCt., ſonſt überall weit mes 
niger als der Durchſchnitt (5 pCt); der Wechſelescompte endlich iſt, 
vom Küſtenlande abgeſehen, wo er die ſtärkſte Antheilsquote hat, in 
Kärnten ſehr wichtig, wo er die 23 pCt. überſteigt, in Galizien, Bu⸗ 
cowina und Böhmen nicht ohne Ausdehnung (11, 7½, 5 p&t.), ſonſt 
aber ſteht er überall ſehr tief, weit unter dem Mittel von 4 pCt. 

Dieſe Art der Geldgebahrung hat ſich innerhalb eines halben 
Jahrhunderts inſofern vollkommen bewährt, als mehrere Kriſen über⸗ 
wunden wurden, ohne daß bei einer einzigen Sparcaſſe eine Schädi⸗ 
digung der Einleger oder gar die Liqnidirung des Inſtitutes vorge⸗ 
kommen wäre. Natürlich muß für diefe Sicherheit ein Aequivalent 
in beſchränkterer Verzinſung geleiſtet werden. Letztere erfolgt faſt nir⸗ 
gends vom Tage der Einlage ſelbſt oder bis zum Tage der Rückzah⸗ 
lung ſelbſt, ſondern gewöhnlich vom nachfolgenden, beziehungsweiſe 
vorhergehenden 1. oder 15. jeden Monats, ja manchmal unter noch 
drückenderen Zeitbeſtimmungen. Der Zinsfuß beträgt in Tirol nur 4 pCt. 
bei der weit überwiegenden Zahl in den übrigen Ländern 5 und nur 
bei ſiebzehn Sparcaſſen Böhmens und Galiziens 5 ½ bis 6 PCt., 
alſo durchwegs weniger als der geſetzliche Zinsfuß. Daß die Rückzah⸗ 
lungen von Beträgen über 10 50 fl., bei den größeren Sparcaſſen 
über 100 fl., an mit deren Höhe wachſende Kündigungstermine ge⸗ 
bunden ſind, iſt aus demſelben Grunde einleuchtend. Hingegen behaup⸗ 
tet unſer Gewährsmann, daß angeſichts des Reingewinnes von 3% 
Millionen im Jahre 1871, d. i. von über 21 pCt. des vom Vor⸗ 
jahre übernommenen Reſervefondes, es in einigen Ländern leicht mög⸗ 
lich geweſen wäre, den Einlegern ½ pCt. Zinſen mehr in Anrech⸗ 
nung zu bringen, ja daß man in Salzburg, der Bucowina, in Mäh⸗ 
ren und Schleſien in der Erhöhung des Zinsfußes noch weiter hätte 
gehen können. Auch die Thatſache darf nicht außer Augen gelaſſen 
werden, daß die Sparcaſſen von dem Reingewinne des Jahres 1871 
nach Dotirung des Reſervefondes noch eine halbe Million zu wohl⸗ 
thätigen und gemeinnützigen Zwecken verwenden konnten, ein Vor⸗ 
gang, der zwar dem Weſen der öſterreichiſchen Sparcaſſen nicht ganz 
widerſpricht, allein hier vielleicht deßhalb am wenigſten am Platze ſein 
dürfte, da es ſich ja vor allem darum handelt, die noch wenig enk⸗ 
wickelte Sparthätigkeit vor den Verlockungen des höheren Zinsfußes 
anderer Unternehmungen nach Kräften zu ſchützen. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Eine Straßenbauunternehmung iſt nicht verpflichtet, Krankenver⸗ 
pflegskoſten für ihre Straßen bauarbeiter zu zahlen“). 


Der Stadtmagiſtrat von K. hatte in erſter Inſtanz erkannt: 
„in Erwägung, daß Andreas K. wegen einer bei dem von der Ch.“ 
ſchen Güterdireetion unternommenen Straßenbau erlittenen Stein⸗ 
ſchußverwundung, Joſeph A. dagegen wegen bei der Arbeit erlittenen 
Hände⸗ und Füßegeſchwülſten im allgemeinen Krankenhauſe in Behand⸗ 
lung geſtanden; in Erwägung, daß die Beſchädigung des K. beim 


) Man vergleiche die Mittheilung in Nr. 19 auf S. 75 des Jahrgangs 1872 
dieſer Zeitſchrift. 
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Straßenbau durch deſſen eigene Angabe, die Erkrankung des A. aber 
durch ihre Betätigung des Bauleiters Max J. conftatirt erſcheinen; 
in Erwägung, daß die von der Ch.ſchen Güterdirection gegen die 
ihr auferlegte Zahlungspflicht erhobene Einwendung, daß nämlich 
die beiden Genannten nicht ſtabil Bedienſtete der Unternehmung, ſon⸗ 
dern nur Taglöhner waren, daß deren Aufnahme in das Krankenhaus 
ohne Wiſſen der Güterdirection ſtattgefunden und daß dieſe für ihre 
Arbeiter ohnehin ein eigenes Spital in O. habe — nicht berückſichtigt 
werden könne, da die Erkrankung der Genannten im Dienſte erfolgt 
war und ihre Abgabe in das allgemeine Krankenhaus durch die Bau⸗ 
leitung veranlaßt worden ſei; aus dieſen Erwägungen auf Grund 
des Hofkanzleidecretes vom 24. April 1834, 3. 6618 ſei die Eh.’fche 
Güterdirection ſchuldig, die für die Arbeiter anerlaufenen Verpflegs⸗ 
koſten pr. 104 fl. zu bezahlen“. 
Ueber Berufung der Güterdirection an die Landesregierung 
entſchied dieſe, daß die beſagte Unternehmung nicht verpflichtet jet, 
die von ihr geforderten Verpflegskoſten zu bezahlen, weil auf das 
zwiſchen dieſer Güterdirection als Straßenbauunternehmung und den 
beiden Verpflegten als Straßenarbeitern beſtandene Verhältniß weder 
jene älteren Vorſchriften, welche die Verpflichtung der Innungen, 


Meiſter, Profeſſioniſten, Fabrikanten und Kuͤnſtler zur Bezahlung der 


Verpflegskoſten für ihre erkrankten Geſellen und Arbeiter normiren, 
jo namentlich das Hofkanzleidecret vom 10. März 1848 politiſche 
Geſetzſammlung S. 76 Bd. 26), wie nicht minder das Hofkanzlei⸗ 
decret vom 24. April 1834. 3 6618, noch auch das lediglich die 
Verpflichtung der Dienſtgeber zur Beſtreitung der Kraukenverpflegs⸗ 
koſten für ihre Dienſtboten regelnde kärntneriſche Landesgeſetz vom 
2. April 1863 Anwendung finden, und auch ſonſt keine geſetzliche 
Vorſchrift beſteht, aus welcher eine Verpflichtung der Ch.'ſchen Güter⸗ 
direct on als Straßenbauunternehmung zur Bezahlung der Kranken⸗ 
verpflegskoſten für die beim Straßenbau verwendeten Arbeiter abge⸗ 
leitet werden könnte. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte der Landesausſchuß den Mi⸗ 
niſterialrecurs ein, worin er bemerkte: Es ſei allerdings nicht aus⸗ 
geſprochen, daß bei Bahn⸗ und Straßenbauunternehmungen im Dienfte 
ſtehende Individuen weder in die Kategorie von Geſellen noch in jene 
von Dienſtboten nach den gegenwärtig beſtehenden diesbezüglichen 
Geſetzen eingereiht werden können, dennoch aber ſeien derlei Bau⸗ 
unternehmungen verpflichtet, für ihre erkrankten Arbeiter Krankenhäuſer 
zu errichten und wo dies nicht möglich iſt, haben ſie dieſelben in 
öffentliche Spitäler zu unterbringen und für deren Verpflegung die 
Verpflegskoſten zu bezahlen. So war es in Kärnten der Fall, als in 
letzterer Zeit große Bahnbauten durchgeführt wurden, daß die erkrank⸗ 
ten Bahnarbeiter im allgemeinen Krankenhauſe auf Koſten der Unter⸗ 
nehmungen verpflegt wurden. Hier jet insbeſonders die Art der Ar- 
beitsleiſtung an der Erkrankung Schuld und es liege auch im Inter⸗ 
eſſe der Unternehmung, ihre Arbeiter ſobald als möglich wieder ar⸗ 
beitsfähig zu machen. Größeres Gewicht ſei noch darauf zu legen, 
daß ſolche Arbeiter, mögen dieſelben Tag⸗ oder Wochenlohn beziehen, 
nicht in die Kategorie von Taglöhnern gehören; dieſe werden 
nicht zum Betriebe eines Geſchäftes, ſondern nur zu Nebenarbeiten 
verwendet, weil ſie im entgegengeſetzten Falle zu wirklichen Arbeitern 
werden. Nach dem Hoffanzleidecrete vom 30. April 1840, 3. 11757, 
wurde beſtimmt, daß unter Commis, Subjecten, Geſellen, Jungen, 
Arbeitern und Arbeiterinnen, für welche directivmäßig Künftler, Fa⸗ 
bricanten, Gewerbs⸗ und Handelsleute die Verpflegsgebühren zu be⸗ 
zahlen ſchuldig ſind, jene gemeint ſeien, welche ein Künſtler, Fabri⸗ 
cant oder Gewerbsmann zum Betriebe ſeines Gewerbes oder Gefchäf- 
tes aufgenommen hat und hievon nur Taglöhner und ſolche Arbeiter 
ausgenommen find, die nicht zur Betreibung eines Gewerbes oder 
Geſchäſtes, ſondern zu einer anderen Verrichtung aufgenommen wor⸗ 
den find. Wenn hier die Bahn- und Straßenbauunternehmungen nicht 
erwähnt find, fo können im Sinne dieſes Hofkanzleidecretes dieſelbeu 
nicht ausgeſchloſſen werden; denn ſie benöthigen zur Durchführung 
ihrer Geſchäfte der Arbeiter. Auch ſei nicht einzuſehen, weßhalb gerade 
Straßenbauunternehmungen eine Ausnahme in dieſer Beziehung bean⸗ 
ſpruchen ſollen und hier der Landesfond einzutreten habe. 

Das Miniſterium des Innern jedoch hat unterm d. April 
1873, 3. 2830 der Berufung des Landesausſchuſſes aus den Grün⸗ 
den der Entſcheidung der Landesregierung keine Folge gegeben. W. 


Titeratur. 


Meves C. Das Gewerbe im Umherziehen nach der Bundes- und preußiſchen Lan⸗ 
desgeſetzgebung. Berlin 1872, Guttentag. 


Man muß es der neueren deutſchen Rechtswiſſenſchaft nachrühmen, daß ſte in 
weit höherem Maße, als es früher geſchehen ift oder anderwärts zu geſchehen pflegt, 
ihre große Aufgabe gegenüber den Bedürfniſſen der Geſetzgebung wie der Praxis 
begreift. Mit theilnehmendem Intereſſe begleitet ſie alle Bewegungen, welche ſich 
auf den einzelnen Gebieten des nationalen Rechtslebens vollziehen. Den Geſetzge⸗ 
bungsarbeiten gehen theoretiſche Discuſſionen der Entwürfe in Fachzeitſchriften, Bros 
ſchüren und ſelbſtſtändigen Werken voraus, dem fait accompli des beſchloſſenen 
und fanctionirten Geſetzes folgen die Commentare und Handbücher auf dem Fuße. 
Das gilt ſowohl vom Privat- wie vom öffentlichen Rechte. Die neue Gewerbeord⸗ 
nung beiſpielsweiſe, welche am 27. Juni 1869 zunächſt auf dem Gebiete des nord» 
deutſchen Bundes und ſpäter auch auf dem größten Theile des übrigen deutſchen 
Reiches eingeführt wurde, hat eine ganze Flut mehr oder minder bedeutender Werke 
hervorgerufen, während über die ſchon lange in Kraft befindliche öſterreichiſche Ge⸗ 


werbeordnung vom 20. December 1859 ſeit „M. v. Stubenrauchs Handbuch des 


bſterreichiſchen Gewerberechtes. Wien 1860, Manz“ außer einigen Artikeln dieſer 
Fachzeitſchrift keine halbwegs erwähnenswerthe Publication erſchienen iſt. 

Auch die vorliegende Schrift entſtand unter den unmittelbaren Nachwirkun⸗ 
gen des Erlaſſes jenes für das gewerbliche Leben Deutſchlands hochwichtigen Geſetzes. 


Das Gewerbe im Umherziehen, für welches das öſterreichiſche Recht nur un⸗ 
zulängliche Beſtimmungen beſitzt, wird in der deutſchen Gewerbeordnung mit einer 
Vollſtändigkeit behandelt, wie fie ſich in keiner andern continentalen Geſetzgebung 
findet. Ihre Vorſchriften umfaſſen in einem paragraphenreichen ſelbſtſtändigen 
Capitel alles das, was bei uns in den §§ des V. Hauptſtückes der Gewerbeordnung, 
dann dem Hauſirpatent, dann einigen anderen Spectalvorſchriften zerſtreut iſt; ſie 
beruhen auf dem Grundgedanken, daß der Gewerbsbetrieb im Umherziehen mit dem 
ſtehenden gleichberechtigt, daß er für die bürgerliche Geſellſchaft nicht weniger nutz⸗ 
bringend und vortheilhaft' ſet wie dieſer und daß er ucht ferner das Stiefkind ww 
Geſetzgebung bleiben dürfe. 


Meves' commentirende Schrift uber dieſe wichtige Partie des deutſchen Ge⸗ 
werberechtes bietet auf dem Umfange von 187 Seiten dem Leſer ein überaus reiches 
Materidle dar, welches gut geordnet und faßlich dargeſtellt wird. Zu tade'n wäre es, 
daß ſich ein faſt ängſtliches Streben bemerkbar macht, ja nichts unerklärt zu laſſen und 
dabei auch manch Ueberflüffiges mit unterläuft. Eingehend wird die Frage des Ver 
hältniſſes zwiſchen Bundes⸗ und preußiſchem Landesrechte erörtert, die gewonnenen 
Reſultate in die er Richtung kommen allen jenen Territorien zunutze, auf denen in⸗ 
zwiſchen das Geſetz nachträglich zur Einführung gelangte und wo ſelbſtverſtändlich 
ſich ähnliche Wirkungen in Betreff der Competenzgrenzen geltend machen müſſen 
wie in Preußen. Dr. V. P. 


Berordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 1. Juni 1873, Nr. 7484 

1798 IV, enthaltend Veſtimmungen für die wechſelſeitige Evidenzführung der k. k. 

und k. ungariſchen Landwehrperſonen, wenn fie ſich außerhalb ihres zuſtändigen 
x Bereiches aufhalten. 


Mit Bezug auf den $ 10 des Geſetzes vom 13. Mat 1869 für die Land⸗ 
wehr der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, und § 9 des Geſetzar⸗ 
tikels XLI vom Jahre 1868 über die Landwehr der k. ungariſchen Krone, womit die 
Standes⸗ und Evidenzführung der Landwehrofficiere und Landwehrmannſchaften 
normirt wurde, — ferner im Sinne des § 153: 5 der Inſtruction zur Aus⸗ 
führung der Wehrgeſetze, betreffend die Auswechslung der Legitimationsdocumente 
des Heeres (Reſerve⸗Karte) mit jenen der Landwehr (Landwehrpaß) werden — im 
Einvernehmen mit dem k. ungariſchen Landesvertheidigungsminiſterium — folgende 
Beſtimmungen zur allgemeinen Darnachachtung bekannt gegeben: 

1. Zur Evidenthaltung jener Landwehrperſonen, welche den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern angehören und im Gebiete der k. ungariſchen 
Krone zeitlichen oder bleibenden Aufenthalt nehmen, ſind die k. ungariſchen po⸗ 


litiſchen Behörden (Stuhlrichter, Comitate, Gemeindeämter), zur Evident⸗ 


haltung jener Perſonen der k. ungariſchen Landwehr, welche im Gebiete der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder ihren Aufenthalt nehmen, die k. k. 
Landwehrbataillone (Landwehr⸗Evidenthaltungen) berufen, und iſt hier⸗ 
wegen von dieſen Evidenzbehörden ein abgeſondertes Evidenzprotokoll nach Formu⸗ 
lare Beilage XVI des Statutes für die k. k. Landwehr zu führen. 


2. Um die zum erwähnten Zwecke nöthige Vormerkung im Evidenz⸗Protokolle 
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] veranlaffen zu können, find im Sinne des § 23 des Geſetzes für die Landwehr der im 
Reichs rathe vertretenen Königreiche und Länder vom 18. Mai 1869 und des § 22 des 


Geſetzartikels XLI vom Jahre 1868 über die Landwehr für die Länder der ungart- 


ſchen Krone, Officiere und Mannſchaft der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 


Länder auch beim Aufenthalte im Gebiete der k. ungariſchen Krone und derlei Perſo⸗ 
nen der k. ungariſchen Landwehr, wenn fie fich in der diesſeitigen Reichshälfte auf⸗ 


halten, verpflichtet, den zur Evidenthaltung berufenen Behörden (k. ungariſchen poli⸗ 
tiſchen Behörden [Stuhlrichter, Comitate und Gemeindeämterl, beziehungsweiſe k. k. 


Landwehr⸗Bataillone [Landwehr⸗Evidenthaltungen und den von dieſen dependirenden 


Bezirks⸗Feldwebeln]) jeden Wechſel des bleibenden Aufenthaltes mündlich oder ſchrift⸗ 
lich zur Kenntniß zu bringen, und zwar ſowohl der Behörde des Abgangs⸗ als auch 
des neugewählten Aufenthaltsortes. 


3. Die Vermittlung der Auswechslung der Legitimations⸗Documente des 


Heeres mit jenen der Landwehr und zwar bei Soldaten des Reſerveſtandes, welche 
ihre Reſervepflicht vollſtreckten und in die Landwehr zu überſetzen kommen, ihren Aufent⸗ 
halt aber aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern in das Ge⸗ 
biet der k. ungariſchen Krone oder umgekehrt verlegt haben, iſt ebenfalls von den Evi⸗ 
denzbehörden (Stuhlrichter, Comitate, Gemeindeämter, beziehungsweiſe k. k. Land⸗ 
wehrßataillone, Landwehr⸗Evidenthaltungen) des Aufenkhaltsbezirkes zu bewirken. 


4. Zum Zwecke der Durchführung ſowohl der Evidenthaltung, eventuell Ein⸗ 


berufung wie auch der Auswechslung der Legitimationsdocumente haben die k. unga⸗ 
riſchen politiſchen Behörden (Stuhlrichter und gleichgeſtellte Behörden) und die k. k. 
Landwehrbataillone (Eidenthaltungen) das Einvernehmen unter ſich directe zu pflegen. 


Die Landwehr⸗ und Landesſchützen⸗Bataillone haben in ihrem Evidenzbereiche 


die eindringlichſte Verlautbarung der vorſtehenden Beſtimmungen zu veranlaſſen und 
iſt außerdem jeder in die Länder der ungariſchen Krone reiſende Landwehrmann (Lan⸗ 
desſchütze), gelegenheitlich der — nach Punkt 3 der Meldungsvorſchrift im Landwehr⸗ 
paſſe — zu erſtattenden Anzeige mündlich oder ſchriftlich noch beſonders zu belehren. 


Hiedurch tritt die Cireular⸗Verordnung vom 20. October 1871, Nr. 12.692 / 
2432 IV außer Wirkſamkelt. 


Erlaß der ſteiermärkiſchen Statthalterei vom 21. Jun 1873, L. G. VB. Nr. 32, be- 
sa die Eintragung des Standes der betheiligten Perſonen in die Geburts⸗, 
Trauungs⸗ und Sterberegiſter. 


Nach den über die Führung der Geburts-, Trauungs⸗ und Sterberegiſter be⸗ 
ſtehe den Vorſchriften iſt in dieſelben auch der Stand der bei dem Eintragungsacte 
betheiligten oder als Zeugen anweſenden Perſonen, bei Trauungen überdies im Sinne 
des § 80 a. b. G. B. jener der Eltern der Brautleute gehörig einzutragen. Da dieſe 
Regiſter als vollen Beweis machende Öffentl che Urkunden die Grundlage zur Beurthei⸗ 
lung und Ordnung vielfacher Samilienrechte bilden, ſo genügt, es zur Herſtellung der 
vollen geſetzmäßigen Sicherheit über die Identität der Familien und Einzelperſonen 
nicht, in den Fällen, wo die Eintragung des Standes der vorerwähnten Perſonen ge⸗ 
ſetzlich gefordert wird, denſelben mit der allgemein lautenden Bezeichnung „Privat“ an⸗ 
zuführen, ſondern es iſt den mit der Matrikenführung betrauten Seelſorgern, inſofern 
ihnen der Stand der betreffenden Perſonen nicht ohnehin genan bekannt iſt, der 
Nachweis über deren Charakter oder bürgerliche Berufsart zu liefern und von ihnen 
in der Standesrubrik einzutragen, keineswegs aber dafür das unzureichende Wort 
„Privat“ zu gebrauchen. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Hafencapitän in Zara Peter Tomſich den kaiſer⸗ 
lichen Rathstitel verliehen. 
Der Handelsminiſter hat den Finanzrath in Zara Julius Bertuzzi zum 
Oberrechnungsrath bei der Seebehörde ernannt. 


Der Handelsminiſter hat den Rechnungsrath Daniel Morin zum Hafen⸗ 
Vicecapitän in Raguſa ernannt. 


Erledigungen. 
Rechnungsrathsſtelle beim öſterr. Oberlandesgerichte mit der achten Rangs⸗ 
claſſe, bis 5. September 1873. (Amtsbl. Nr. 200.) 


Bergarztensſtelle in Idria mit 1000 fl. Gehalt und Emolumenten, bis 30. 
September 1873. (Amtsbl. Nr. 201) 


Aerztliche Coneipiftenftelle in Linz mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 30. Sep⸗ 
tember 1873. (Amtsbl. Nr. 201.) 


Zwei Conceptsprakticantenſtellen in Krain mit 500—600 f. Adjutum, bis 
30. September 1873. (Amtsbl. Nr. 202.) 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtort. 


